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Kinder sind unsere
Zukunft. Eine Abgabe
für Kinderlose wird
von den Parteien den-
noch mehrheitlich ab-
gelehnt.
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Ungewollt kinderlose Paare
würden doppelt bestraft

KINDERWUNSCHZENTRUM Ärzte befürchten Stigmatisierung

WIESBADEN. Eine doppelte
Bestrafung für alle Paare, die
ungewollt kinderlos bleiben. So
nennt Dr. Thomas Hahn den
Vorschlag der Jungen Gruppe
der Unionspolitiker, nach dem
Kinderlose eine Solidaritätsab-
gabe zahlen sollen. Hahn ist
einer der Leiter des Kinder-
wunschzentrums Wiesbaden.
„Das ist eine grobe Ungerech-
tigkeit und trägt weiter zur Stig-
matisierung von Paaren ohne
Kinder bei“, sagt er im Ge-
spräch mit dieser Zeitung.

Deutschlandweit seien etwa
15 Prozent aller Paare unge-
wollt kinderlos. Wie viele Paare
er und seine Kollegen im Zent-
rum in der Mainzer Straße be-
handeln, sei Betriebsgeheimnis.
„Diese Paare leiden nicht nur
darunter, dass sie keine Kinder
bekommen können, seit 2004
werden sie auch von den Kran-
kenkassen weitgehend allein
gelassen“, weiß Hahn. Seitdem
übernehmen Krankenkassen

für die In-vitro-Fertilisation –
die aufwendigste Behandlung –
nur noch die Hälfte aller Kos-
ten für drei Behandlungszyk-
len. Zuvor haben sie vier Zyk-
len voll bezahlt.
Bis zu 1500 Euro Eigenbetei-

ligung pro Zyklus können da-
durch auf die Paare zukom-
men. „Eine enorme finanzielle
Belastung“, weiß Hahn. Seit
2004 sei die Zahl der Paare, die
sich behandeln lassen, um etwa
50 Prozent zurückgegangen.
„Dadurch sind in Deutschland
pro Jahr 10000 Kinder weniger
zur Welt gekommen“, schätzt
Hahn.

Finanzielle Unterstützung

Wie viele Behandlungszyklen
notwendig sind, sei von Paar zu
Paar unterschiedlich und hänge
vom Krankheitsbild ab. „Bei
jungen Leuten geht es oft
schneller, die haben aber häufig
nicht das Geld für die Behand-
lung“, sagt der Gynäkologe. Bei
älteren Paaren, die das Geld
leichter aufbringen könnten,

sei die Behandlung meist auf-
wendiger.
Hahn hofft, dass sich Bund

und Länder auf ein Modell eini-
gen, um die Paare finanziell bei
der Behandlung zu unterstüt-
zen. Das mache vielmehr Sinn
als die Bestrafung durch die
Abgabe. Bundesfamilienminis-
terin Kristina Schröder (CDU)
habe ein entsprechendes Kon-
zept in der Schublade. In Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen beispielsweise können
Paare Gelder für die Behand-
lung beantragen. „Reproduk-
tionsmedizin kann den Bevöl-
kerungsrückgang zwar nicht
umkehren, wohl aber halbie-
ren“, ist Hahn überzeugt.
Dass die jungen Unionspoliti-

ker auf die Idee der Kinderlo-
sen-Abgabe gekommen sind,
kann der Arzt nachvollziehen.
Der Vorschlag sei nur nicht zu
Ende gedacht. „Es geht eben
nicht nur um das klischeehafte
junge Paar mit doppeltem Ein-
kommen, das keine Kinder
will, und es dafür ständig kra-
chen lässt.“

Von
Katja Rietze

PRO & CONTRA

Ist eine Abgabe gerecht?
DISKUSSION Kontrahenten streiten darüber, ob der Vorschlag die sozialen Sicherungssysteme retten kann

Von Siegfried Stresing

PRO

Wie aus einem Vorschlag
zur Zukunft der Sozial-

versicherung eine „Bestrafung
Kinderloser“ entsteht, über-
rascht nicht. Seit Jahren wird be-
hauptet, über Familien würde
ein Füllhorn an Leistungen aus-
geschüttet. Doch bei den Be-
schenkten kommt nichts an.
Wenn wir es nicht schaffen, den
Mythos der „familienpolitischen
Leistungen“ zu entzaubern, so-
lange riesige Vorteile für Fami-
lien weiterhin die modernen
Märchenbücher füllen, wird der
jetzt diskutierte Vorschlag wie-
der verschwinden – unerhört.
Der Skandal ist nicht, dass

überhaupt über geringere Sozial-
abgaben für Eltern geredet wird,
sondern dass dies erst jetzt ge-
schieht. Das Bundesverfassungs-
gericht hat schon vor elf Jahren
gefordert, die Kindererziehung
bei der Höhe der Sozialbeiträge
zu berücksichtigen. Alle Syste-
me, die auf eine nachfolgende
Generation angewiesen sind, ba-
sieren auf zwei Säulen. Die eine
Säule sind die monetären Beiträ-
ge, die Geldleistungen. Die an-
dere sind die generativen Beiträ-
ge, die Erziehung von Kindern.
Diese garantieren in der nächs-
ten Generation als Beitrags- und
Steuerzahler die soziale Sicher-
heit. Erziehungsleistung und
Geldleistung sind gleichwertig
für die Stabilität und die Überle-

bensfähigkeit des sozialen Si-
cherungssystems. Doch außer
einem minimalen Aufschlag für
Kinderlose in der Pflegeversi-
cherung wurden die Vorgaben
des Obersten DeutschenGerich-
tes bis heute ignoriert.
Menschen, die Kinder erzie-

hen, leisten Fürsorge und Vor-
sorge. Daran kommt keine
nachhaltige Finanzierung der
Sozialversicherung vorbei. Fa-
milien müssen bei den Beiträgen
entlastet werden. Eine doppelte
Belastung im Vergleich zu Per-
sonen, die lediglich monetäre
Beiträge einbringen, ist nicht
hinnehmbar. Und sie dürfen
auch nicht mit dem Verweis auf
höhere Leistungen in ferner Zu-
kunft vertröstet werden. Auch
das hat das Bundesverfassungs-
gericht in weiser Kenntnis des
politischen Geschäfts klarge-
stellt. Familien müssen während
der aktiven Familienphase ent-
lastet werden – klar, spürbar
und kinderzahlabhängig.
Wenn diese Entlastung richti-

gerweise innerhalb des Systems
ausgeglichen werden soll, dann
führt das zwangsläufig dazu,
dass Menschen, die nur eine der
beiden Säulen stützen und keine
Unterhaltspflichten gegenüber
Kindern haben, stärker gefor-
dert werden. Es geht nicht um
eine Bestrafung von Kinderlo-
sen. Es geht darum, endlich
Schluss zu machen mit einer
Transferausbeutung zulasten der
Familien. Kinderzahlabhängige
Sozialabgaben sind keine mild-
tätige Familienförderung. Sie
sind eine Frage der Gerechtig-
keit.

Von Ulrich Schneider

CONTRA

Richtig ist, dass unsere sozia-
len Sicherungssysteme an-

gesichts der demografischen He-
rausforderungen vor dem Kol-
laps stehen. Wir brauchen in der
Tat eine rigorose Kurskorrektur
hin zu einer solidarischen Fi-
nanzierung des Sozialstaates.
Dazu gehört nicht zuletzt ein ge-
rechter Familienlastenausgleich,
damit auch die, die keine Kinder
großziehen, ihren Beitrag zur
Generationengerechtigkeit leis-
ten. Aber: Die Kluft, die unsere
Gesellschaft mehr und mehr
zerreißt, verläuft nicht in erster
Linie zwischen Menschen mit
Kindern und Menschen ohne
Kinder. Es ist die Kluft zwischen
Arm und Reich, die unsere Ge-
sellschaft und unseren Sozial-
staat zunehmend an den Rand
der Belastbarkeit treibt. Die Ko-
alition hat diese Kluft verschärft:
Nach Regierungsantritt wurde
der steuerliche Kinderfreibetrag
von 6024 Euro auf 7008 Euro
angehoben. Für den Spitzenver-
diener stieg damit die Nettoent-
lastung von 220 auf 277 Euro
pro Kind und Monat. Für die
breite Masse wurde das Kinder-
geld dagegen lediglich um 20
Euro auf 184 Euro angehoben.
Kinder im Hartz-IV-Bezug gin-
gen ganz leer aus. Stattdessen
wurde für Hartz-IV-Empfänge-
rinnen noch das Elterngeld fak-
tisch gestrichen. Eine Einbuße

von 300 Euro monatlich. Eine
solche familienpolitische Um-
verteilung von unten nach oben
hat mit Solidarität nichts zu tun.
Deutschland ist ein reiches

Land. Das private Barvermögen
beläuft sich auf über vier Billio-
nen Euro. Während über 90
Prozent dieses Vermögens fest
im Besitz der reichsten 30 Pro-
zent aller Haushalte ist, „besit-
zen“ die ärmsten zehn Prozent
im Schnitt 1000 Euro Schulden.
Knapp zwölf Millionen Men-
schen, also 14,5 Prozent der Be-
völkerung, leben an der Armuts-
grenze. Darunter eine erschre-
ckend hohe Anzahl an Kindern,
sowie die vielen Menschen, de-
ren Arbeit zum Leben nicht
reicht und die auf zusätzliche
Sozialleistungen angewiesen
sind. Wer in dieser Situation ein-
seitig auf einen solidarischen
Akt von Kinderlosen gegenüber
Eltern setzt und die einen gegen
die anderen ausspielt, ignoriert
diese gnadenlos ungleiche Ver-
mögensverteilung. Soll die junge
alleinstehende Friseurin, die
zwischen 5 und 6 Euro Stunden-
lohn verdient, ernsthaft dafür
bestraft werden, dass sie bisher
keine Familie gegründet hat,
weil es ihr an jeder sozialen
Perspektive fehlt? Nein. Wer
unsere sozialen Sicherungssyste-
me wirklich auf eine solide und
solidarische Basis stellen will,
wird nicht umhin kommen, die
Vermögenden zur Finanzierung
der Lasten stärker als bisher he-
ranzuziehen, das heißt konkret
große Vermögen, Erbschaften
sowie hohe Einkommen stärker
zu besteuern als heute.

„Familien stehen
finanziell schlechter da“

CDU MarcoWanderwitz hat die Abgabe vorgeschlagen

BERLIN (dpa). Der CDU-Politi-
ker Marco Wanderwitz sieht in
seinem umstrittenen Vorstoß zu
einer Abgabe für Kinderlose
einen Beitrag zumehr Gerechtig-
keit in Deutschland. Er warnte
davor, das finanzielle Problem
der alternden Gesellschaft zu
unterschätzen. Er sagte, auch un-
gewollt kinderlose Paare profi-
tierten im Alter von den Leistun-
gen der Kinder anderer Paare. Er
betonte aber, in seinem Bundes-
land Sachsen werde die gestri-
chene staatliche Hilfe des Bun-
des für künstliche Befruchtung
durch Mittel des Landesetats er-
setzt.
Der 36-jährige Vater dreier Kin-

der sagte: „Es gibt eine Schieflage
in unserem Land. Familien tra-
gen höhere Lasten als Kinderlo-

se. Sie stehen finanziell schlech-
ter. Alle Transferleistungen wie-
gen nicht die echten Kosten für
ein Kind auf.“ Deshalb sollten
kinderlose Bürger von demGeld,
das sie einsparten, weil sie eben
keine Kinder großzögen, mehr
Vorsorge für ihr Alter treffen.
Die klassischen Sozialversiche-

rungssysteme basierten auf dem
Generationenvertrag, sagte Wan-
derwitz. „Jeder zahlt für die El-
tern- und Großelterngeneration
und sorge mit Kindern dafür,
dass es später wieder Beitrags-
zahler gibt. Für Kinderlose zah-
len später fremder Leute Kin-
der.“
Er mahnte: „Ohne Kinder hat

dieses Land keine Zukunft.
Dann stirbt es aus. Ich halte es
für einen Trugschluss, dass
Deutschland dann als überalter-
tes Land viel Anreize für Zuwan-
derer bietet. Das ist ein Zukunfts-
problem, das in Deutschland
noch unterbelichtet ist.“ Wander-
witz verwies auf den Koalitions-
vertrag von Union und FDP, wo-
nach innerhalb der Pflegeversi-
cherung eine Demografie-Rück-
lage eingebaut werden solle. „Mit
der kürzlich vorgestellten Demo-
grafie-Strategie der Bundesregie-
rung sehen wir nun einen guten
Anlass für unseren Vorstoß.“

Kindersoli? Nein, danke!
KRITIK Strafzahlung für Menschen ohne Nachwuchs stößt im Bundestag fraktionsübergreifend auf Ablehnung

BERLIN. Aufregung, helle Em-
pörung und heftige Kritik. Sel-
ten waren sich Politiker über
die Fraktionsgrenzen im Bun-
destag hinweg so einig: Eine
Strafzahlung für Kinderlose sei
inakzeptabel, eine nicht hin-
nehmbare Einmischung des
Staates in die private Lebens-
planung. Und diejenigen, die
sich zwar sehnlichst Kinder
wünschten, aber keine kriegen
könnten, würden
gleich doppelt
bestraft. „Ab-
zocke“, wet-
terte CSU-
Chef Horst

Seehofer gegen die Pläne eines
„Kindersoli“. „Sozialistisches
Gedankengut“ vermutet man
gar beim Koalitionspartner
FDP hinter dem Vorstoß junger
Unionsabgeordneter.
Gestern nachmittag dann

plötzlich das Machtwort. Straf-
abgabe für Kinderlose? Nicht
mit der Kanzlerin. Angela Mer-
kel stoppt den Vorstoß junger
Unionsabgeordneter, die eine
Abgabe von Kinderlosen ab
2013 gefordert hatten, mit der
eine „solidarische Demografie-
Rücklage“ finanziert werden
sollte. Das Konzept für den
Kinderlosen-Malus, der dem
Staat bis 2025 einen zweistel-
ligen Milliardenbetrag be-
scheren sollte, hatte die Jun-

ge Gruppe der Bundestagsabge-
ordneten von CDU und CSU
der Kanzlerin vorgelegt. Da-
nach sollten Kinderlose über
25 Jahre rund ein Prozent ihres
Einkommens zahlen und die
Einnahmen zur Finanzierung
des Gesundheitssystems ge-
nutzt werden. Doch kaum war
das Reformkonzept öffentlich
geworden, ist es auch bereits
wieder vom Tisch.
Kurz und

knapp sig-
nalisierte
die CDU-
Chefin
gestern,
was die
von der
Zusatz-

abgabe hält: Gar nichts. „Schon
eine Einteilung in Menschen
mit und ohne Kinder ist nicht
zielführend“, lehnt Merkel den
Vorstoß ab. „Ich glaube, wir
müssen andere Wege finden“,
erklärte die Kanzlerin. Natür-
lich sei das Anliegen der jungen
Unions-Parlamentarier berech-
tigt, die sozialen Sicherungssys-
teme zu stabilisieren. Doch
glaube sie nicht, dass der Vor-
stoß die Probleme lösen könne,
so Merkel.
Auffällig: Anders als Merkel

unterstützte CDU-General-
sekretär Hermann Grö-
he gestern den Vor-
stoß der Gruppe noch
und sprach sogar von
einem „klassischen

Unionsthema“. Merkels Partei-
manager wurde von dem Kurs-
wechsel der CDU-Chefin offen-
bar völlig überrascht. Bei einem
Treffen im Dezember mit den
jungen Unionsabgeordneten
habe sich Merkel schließlich
noch aufgeschlossen gegenüber
dem Vorschlag gezeigt, heißt es.
Auf der einen Seite die massive
Kritik selbst aus den eigenen
Reihen an dem Vorstoß, auf der
anderen Seite die Sorge, dass
Wählerinnen und Wähler ohne
Kinder, ihr Kreuzchen in Zu-

kunft nicht mehr bei der
Union machen würden
– die Kanzlerin re-
agierte prompt und
kassierte den Vor-
schlag wieder ein.

Von
Andreas Herholz

. Siegfried Stresing (60) ist
Bundesgeschäftsführer des Deut-
schen Familienverbands (Berlin)
undVater von fünf Kindern.

ZUR PERSON

. Ulrich Schneider (53) ist seit
1999 Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbandes
und Vater von zwei Kindern.

ZUR PERSON

Die künstliche In-vitro-Befruchtung ist für viele Eltern die letzte Hoffnung, doch noch Nachwuchs zu be-
kommen. Foto: Archiv

Marco Wanderwitz Foto: dpa

... steht heute im Blickpunkt. Der Vorschlag sorgt für lebhafte Diskus-
sionen: Sollen Kinderlose mit einer besonderen Abgabe zur Kasse ge-
beten werden? Junge Unionsabgeordnete haben sich dafür ausge-
sprochen. Die Opposition ist empört. Aber auch in der Union selbst
herrscht Unbehagen. Am Nachmittag kam eine Absage von höchster
Stelle: Bundeskanzlerin Angela Merkel lehnt den Vorstoß ab.

DIE ABGABE FÜR KINDERLOSE...
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